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I. Z u r P r o b l e m a t i k d e s d e u t s c h e n V e r s o r g u n g s a u s g l e i c h s 
1. Grundkonstellationen 
Während e i n e E h e b e s t e h t , s t e l l e n 
— das Fami l i enrecht , w i e vor a l l e m 
• das Recht der K o o p e r a t i o n der E h e l e u t e , 
• das familiäre U n t e r h a l t s r e c h t u n d 
• d a s Ehegüterrecht s o w i e 
— das Recht der S o z i a l l e i s t u n g s s y s t e m e 1 , nämlich 
• der V o r s o r g e s y s t e m e , z. B . der S o z i a l v e r s i c h e r u n g u n d der B e -
a m t e n v e r s o r g u n g , 
1 Zu Systematik und Überblick s. e twa Hans F. Z a c h e r , Einführung in das 
Sozialrecht der Bundesrepublik Deutschland, 2. Aufl. 1983, S. 20 ff. 
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• der sozialen Entschädigungssysteme, z. B. der Kriegsopferversor-
gung2, 
• der Hilfs- und Förderungssysteme, und zwar sowohl der beson-
deren Hilfs- und Förderungssysteme wie des Kindergeldes, der 
Jugendwohlfahrt , des Wohngeldes und der Arbeitsförderung als 
auch des allgemeinen Hilfs- und Förderungssystems der Sozial-
hilfe, 
eine mehr oder weniger harmonische Einheit mit dem Zweck dar, dem 
Zusammenwirken und den Lebensverhältnissen der Ehepar tner eine 
angemessene, gerechte Ordnung zu geben. Dabei geben das Recht der 
Kooperation der Eheleute, das familiäre Unterhaltsrecht und das Ehe-
güterrecht den verschiedenen Konstellationen ehelicher Rollenver-
teilung und Vermögensverhältnisse Raum. Die sozialen Vorsorge- und 
Entschädigungssysteme knüpfen an die Verdienerrolle an und sub-
stituieren das Einkommen und damit auch die Unterhaltskraft des 
Verdieners, wenn dessen Erwerbsfähigkeit ausfällt oder wesentlich 
vermindert wird. Und endlich vermitteln die Hilfs- und Förderungs-
systeme den Ehepar tnern und denen, die von ihrem Unterhal t ab-
hängen, Chancen sozialer Teilhabe und elementare Daseinsvorsorge 
auch dort, wo Vermögen, Einkommen, sozialer Einkommensersatz und 
Unterhalt dies nicht schon zulänglich bewirken. Die Vielfalt der Kon-
stellationen — des Zusammen- oder Getrenntlebens, der Kooperation, 
der Rollenverteilung, der Erwerbs- und Vermögensverhältnisse, der 
Familiengröße, der Unterhaltslasten usw. — wird diesem Kosmos des 
„Privat- und Sozialrechts der Ehe" im Einzelfall die unterschiedlichsten 
Wirkungen geben. Und die Vielfalt der beteiligten rechtlichen Rege-
lungen mag nicht für alle Situationen und Verläufe hinreichend ko-
ordiniert sein. Im Großen und Ganzen aber stellen Familienrecht und 
Sozialleistungsrecht doch eine Einheit dar, die im Zeitverlauf situations-
gerecht wirkt . 
W i r d d i e E h e aufgelöst, so löst sich auch dieser funktionale Verbund 
radikal auf. Das Recht hat in dieser Lage, abgesehen von der Regelung 
der Auflösung selbst, zwei elementare Aufgaben: 
— retrospektive Gerechtigkeit herzustellen: nämlich die vorhandenen 
Güter unter den Ehepar tnern in einer Weise aufzuteilen, die den 
Kooperations-, Vermögens-, Erwerbs-, Konsum- und Unterhal ts-
2 Eine Zwischenlage hat die Unfallversicherung. Wie das soziale Entschä-digungsrecht dient sie der Kompensation eines Schadens und der Verwirk-lichung einer Verantwortung (des Unternehmers oder des Gemeinwesens) . Wie die anderen Zweige der Sozialversicherung (Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung) wirkt die Unfallversicherung — jedenfalls im Kernbereich der „echten" Unfallversicherung gegen den Arbeitsunfal l — aber auch als eine Institution der Vorsorge. 
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Verhältnissen zu Beginn und während der zurückliegenden Ehe ent-
spricht; und 
— prospektive Gerechtigkeit herzustellen: nämlich die Güter unter den 
Ehepar tnern so aufzuteilen und die Rechte und Pflichten der Ehe-
par tner untereinander sowie im Rahmen von Sozialleistungssystemen 
so zu gestalten, wie das mit der künftigen Trennung ihrer recht-
lichen und sozialen Schicksale aber auch der unvermeidlich fort-
wirkenden Tatsache und Geschichte ihrer ehelichen Gemeinschaft 
und der aus ihr resultierenden Verantwortung der Ehepar tner 
füreinander entspricht. 
Dabei muß das Recht, ebenso wie bei den Gestaltungen zur Zeit der 
Eingehung der Ehe und während der Ehe, auch Spielraum lassen für 
den Willen der Beteiligten. Aber es muß diesen Willen auch limitieren, 
wenn anders unerträgliche Ungerechtigkeiten zwischen den Ehepar tnern 
und gegenüber denen, die von ihnen abhängen, und Kollusion zu Lasten 
der Solidarverbände, welche die Sozialleistungssysteme tragen, ver-
mieden werden sollen. 
Daß es einen elementaren Unterschied macht, ob die Ehe d u r c h T o d 
aufgelöst wird o d e r g e s c h i e d e n , a u f g e h o b e n o d e r für n i c h t i g erklärt 
w i r d * , bedarf keiner Betonung. Im F a l l e des T o d e s eines Ehepartners 
teilen sich Ehegüterrecht und Erbrecht in die Aufgabe retrospektiver 
Gerechtigkeit. Je nach den Lebensverhältnissen der Ehepar tner erfüllen 
die entsprechenden Dispositionen auch Funktionen prospektiver Ge-
rechtigkeit. Im allgemeinen freilich ist die prospektive Gerechtigkeit 
primär den Sozialleistungssystemen anvertraut , die den Unterhalt , 
den der verstorbene Ehepartner geleistet hat, durch Unterhaltsersatz-
leistungen substituieren. Die Vorsorge- und Entschädigungssysteme 
werden dabei, wie auch während der Ehe, durch Hilfs- und Förderungs-
systeme dahin ergänzt, daß Mindestsicherung und angemessene soziale 
Teilhabe gewährleistet bleiben4. Diese Ordnungsaufgabe des Rechts ist 
verhältnismäßig einfach. Die gefundenen Problemlösungen sind — ab-
gesehen von dem „Quadratur-des-Kreises"-Problem der Gleichbehand-
lung von Mann und Frau in der Hinterbliebenensicherung — ver-
gleichsweise erprobt und bewährt. 
Ganz anders ist die Lage, wenn die E h e g e s c h i e d e n , a u f g e h o b e n o d e r 
für n i c h t i g erklärt wird — wobei im f o l g e n d e n aus naheliegenden 
3 Die Bedeutungsunterschiede zwischen Nichtigkeit (Nichtigerklärung), Auf-hebung der Ehe und Ehescheidung sollen damit nicht verwischt werden. Sie können hier aber — wegen der statistischen Dominanz der Ehescheidung ebenso wie wegen der Ähnlichkeit, die den Wirkungen von Nichtigerklärung, Aufhebung und Scheidung auch rechtlich zukommt — vernachlässigt w e r -den. 
4 Ihre Deformation durch sozial unausgewogene Sparmaßnahmen muß hier, 
wo es um grundsätzliche Zusammenhänge geht, außer Betracht bleiben. 
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Gründen n u r von der Auflösung d u r c h S c h e i d u n g gesprochen werden 
soll. Zwar läßt sich retrospektive Gerechtigkeit im Prinzip einfach durch 
die Aufteilung der während der Ehe erworbenen Güter, im übrigen 
durch die konsequente „Liquidation" des von den Ehegatten gewählten 
Güterstandes bewirken. Ehegüterrecht und Scheidungsrecht wirken hier 
zusammen. Die prospektive Gerechtigkeit aber wirft überaus komplexe 
Probleme auf. Schon die Verbindung des Prinzips der Trennung der 
rechtlichen und sozialen Schicksale mit einem Prinzip fortwirkender 
Verantwortung der Ehepar tner füreinander führt zu schweren Span-
nungen. Welche Rolle sollen dabei die Geschichte der Ehe, die Geschichte 
ihrer Auflösung und der Umstand haben, welche Unterhaltslasten, 
aber auch welche Güter die Ehepartner aus der Ehe mitgenommen 
haben? Was soll es für ihre fortdauernde Verantwortung bedeuten, wie 
ein jeder die getrennten Wege geht, und welches Geschick einem jeden 
— genauer: einem jeden der früheren Ehepar tner und auch denen, die 
er aus dem alten Unterhaltsverband mitgenommen hat, — auf diesen 
getrennten Wegen bereitet ist? Und endlich: welche Probleme sind 
Sache allein jedes Ehegatten und eventuell des neuen Unterhal ts -
verbandes, in den er sich begeben hat; welche Probleme dagegen sind 
Sache der fortwirkenden Verantwortung der beiden Ehepar tner für-
einander? Welche Probleme endlich sind Sache der Sozialleistungs-
systeme und also der Solidarverbände, die hinter den Sozialleistungs-
systemen stehen? Die Aufgabe prospektiver Gerechtigkeit erscheint 
so von vornherein schon durch die Ungewißheit und Widersprüchlich-
keit ihrer Maximen und durch die Vielfalt der einzubeziehenden Teil-
rechtsordnungen aufs äußerste erschwert. 
Daneben aber steht der ganz andere Komplex von Schwierigkeiten: 
die Frage der Zeit. Die prospektive Ordnung soll im Zeitpunkt der 
Scheidung gestaltet werden. Die Trennung der sozialen und rechtlichen 
Schicksale der Ehepar tner erfordert dies. Sie brauchen Gewißheit über 
das, was nun zwischen ihnen gilt. Aber was zwischen ihnen gelten 
soll, richtet sich nach Umständen, die in der Zukunft liegen. Jene 
angemessene Ordnung zwischen den Ehepartnern, die hier als die Auf-
gabe prospektiver Gerechtigkeit bezeichnet wird, muß sich den Ent-
wicklungen, die ihre Schicksale nehmen, anpassen können. Die Ent -
scheidung ausschließlich im Zeitpunkt der Scheidung oder eine offene 
Ordnung, die den Par tne rn begleitend über die Zeit hin folgt? Das 
scheint die Alternative zu sein. Die Nachteile eines jeden dieser Extreme 
lassen nach einem Kompromiß Ausschau halten. Er scheint sich anzu-
bieten: in der Verbindung der Konzentration der Entscheidung auf den 
Zeitpunkt der Scheidung mit Korrektiven, die den Ehepar tnern über die 
Zeit hin folgen. Dabei aber spielen die involvierten Teilrechtsordnungen 
eine recht unterschiedliche Rolle. Vereinbarungen der Par te ien oder 
Entscheidungen der Familienrichter, welche die Auseinandersetzung des 
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Vermögens regeln oder auch den künftigen Unterhalt zu bestimmen 
suchen, folgen der Maxime der Konzentration der Entscheidung im 
Zeitpunkt der Scheidung. Gesetzliches Unterhaltsrecht und Sozial-
leistungssysteme aber müssen für die Zukunft offen bleiben und den 
Schicksalen über die Zeit hin folgen. Was die rigiden Problemlösungen 
des Vermögensrechts und des Vorsorgerechts (Versicherungsrechts, 
Sozialversicherungsrechts) jetzt wie später bedeuten, läßt sich ausrech-
nen. Aber für das Ungefähre, für das Unabsehbare, bleiben die flexib-
leren, „weicheren", „mitleidigeren" Problemlösungen des Unterhal ts-
rechts oder der Hilfs- und Förderungssysteme des Sozialhilferechts 
offen. Gefälle also, Inklinationen, welche gewisse Ordnungen mit der 
Konzentration der Entscheidung auf den Zeitpunkt der Scheidung ver-
binden, andere Ordnungen dagegen in die Dimension der offenen 
Zukunft stellen. Prospektive Ordnung aber soll alles umfassen. 
Etwas genauer noch gesagt. Familienrechtlich kommt dem Unter-
haltsrecht, sozialrechtlich den Hilfs- und Förderungssystemen, vor allem 
dem Sozialhilferecht, eine Funktion zu, die dem subsidiären Charakter 
des Unterhaltsrechts und des Sozialhilferechts widerspricht: der Sub-
sidiarität des Unterhaltsrechts, die sich aus dem Pr imat der Trennung 
der rechtlichen und sozialen Schicksale der geschiedenen Ehepar tner 
ergibt; und der Subsidiarität des Sozialhilferechts, dem alle anderen 
Sozialleistungssysteme vorzugehen haben. 
Sollte es da nicht geboten sein, die Aufgabe der prospektiven Ge-
rechtigkeit, s tat t ihre Erfüllung auf den Zeitpunkt der Scheidung zu 
konzentrieren, begleitend, fortlaufend zu erfüllen? Das aber würde die 
Wirkung der Scheidung minimalisieren. Die Schicksale blieben ver-
kettet, die Grundlagen der neuen Lebensplanung labil. Zudem könnte 
das nicht die spezifischen Unterschiede zwischen den Teilrechtsordnun-
gen, zwischen ihrer „Rigidität" und ihrer Flexibilität und Anpassungs-
fähigkeit, aufheben. 
Alles in allem ist die Aufgabe prospektiver Gerechtigkeit eingespannt 
in einen doppelten Widerspruch zwischen den Maximen der Rechts-
sicherheit und der Besitzstandgerechtigkeit auf der einen Seite und 
der Maxime der Bedürfnisgerechtigkeit auf der anderen Seite (zwischen 
denen die Maxime der Leistungsgerechtigkeit5 eine eher zufällige und 
also unbefriedigende Rolle spielt). Ein doppelter Widerspruch: erstens, 
weil die historisch auf die Scheidung fixierte Lösung Rechtssicherheit 
und Besitzstandgerechtigkeit verkörpert, eine offene, begleitende Lö-
sung laufender Entscheidungen, die den Entwicklungen folgen, dagegen 
5 Zur Trias von Bedürfnis-, Leis tungs- und Besitzstandsgerechtigkeit s. W a l t e r K e r b e r , Gerechtigkeit als rechte soziale Ordnung, in: Franz Böckle u. a. (Hg.), Christlicher Glaube in moderner Gesellschaft, Teilband 17, 1981, S. 44 ff. 
2* 
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die Bedarfsgerechtigkeit; zweitens, weil die rigiden Ordnungen Rechts-
sicherheit und Besitzstandsgerechtigkeit schaffen, die „weicheren" Ord-
nungen dagegen Bedarfsgerechtigkeit. 
2. Die Besonderheit von Vorsorge und „Vorsorgegütern" 
Die bisherigen Überlegungen haben den Gegensatz zwischen den Auf-
gaben der retrospektiven und der prospektiven Gerechtigkeit betont, 
die Verbindungen dagegen eher vernachlässigt. In der Tat bestehen 
solche schon ohne die besonderen Institutionen der Vorsorge. Und von 
diesen Verbindungen w a r auch schon die Rede: nämlich davon, daß die 
Wahrnehmung prospektiver Gerechtigkeit nicht außer Betracht lassen 
kann, was die Ehepar tner nach Herstellung retrospektiver Gerechtigkeit 
— einfacher: nach der gütetrechtlichen Auseinandersetzung — aus der 
Ehe mitnehmen. Die besonderen Institutionen der Vorsorge aber erhe-
ben — weit darüber hinaus — gerade die Verbindung zwischen re t ro-
spektiver und prospektiver Gerechtigkeit zum Prinzip. Sie ermöglichen 
den Ehepartnern, durch Einsatz von Arbeit oder Vermögen Anwar t -
schaften auf Rechte („Vorsorgegüter") zu erwerben, die ihnen, wenn 
bestimmte Umstände eintreten, die ihr Einkommen langfristig bedro-
hen (Alter, Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit), ganz oder teilweise Kom-
pensation für den Verlust an Einkommen vermitteln. 
Diese spezifische Umschreibung erfaßt freilich nicht alles, was unser 
Recht an Vorsorge ermöglicht. Vorsorge im allgemeinen6 ist die Siche-
rung gegen bestimmte typische Gefahren unter vorherigem leistenden 
Einbezug derer, die gesichert werden, oder anderer, die für ihr Ein-
kommen oder ihren Unterhal t Verantwortung tragen oder übernehmen. 
Der Grundtyp aller Vorsorge ist die Versicherung. Die sozial wichtigste 
Variante ist die Sozialversicherung. Versicherung und Sozialversiche-
rung haben gemeinsam, daß in einem spezifischen Vorsorgeverhältnis 
die Anwartschaften erwachsen, die sich, wenn das Risiko sich ver-
wirklicht, in Leistungsansprüche umsetzen. Die Beamtenversorgung, als 
ein weiterer Typ von Vorsorge, dagegen erwächst aus einem komplexen 
Dienstverhältnis, das die Versorgung einschließt.7 Die betriebliche 
Alterssicherung, um ein letztes Beispiel für Vorsorge zu nennen, kann 
beiden Grundtypen entsprechen: die Zusage — analog zur Beamten-
versorgung — in das Arbeitsverhältnis „internalisieren" oder sie — wie 
Versicherung oder Sozialversicherung — auf besondere Vorsorgever-
hältnisse hin „externalisieren"8. Das kann und braucht hier nicht weiter 
6 s. Zacher (Anm. 1), S. 20 f., 25 f. -s 
7 s. Hans F. Zacher, Die Versorgung der Beamten, Richter und Soldaten, 
1984, S. 3, 23 f. 
8 s. dazu e twa Bernd von Maydell, Betriebliche Altersversorgung, in: Sach-
verständigenkommission Altersversicherungssysteme, Gutachten der Sach-
verständigenkommission, Berichtsband 2, 1983, S. 243 ff. 
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vertieft zu werden. Zu unterstreichen ist vielmehr, daß solche Vorsorge 
nicht nu r für den Fall des Alters und der Invalidität (Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit) möglich ist, sondern gegen eine Reihe weiterer 
Risiken wie Krankheit , Mutterschaft, Arbeitslosigkeit oder Tod unter 
Zurücklassung Unterhaltsabhängiger. 
Vorsorge gegen diese Risiken aber unterscheidet sich im Sinnzusam-
menhang der Ehescheidung wesentlich von der Vorsorge für das Alter 
und die Invalidität. Die Vorsorge für den Fall des Todes z .B . gehört, 
wenn sie sich überhaupt von der Vorsorge für den Fall des Alters und 
der Invalidität t rennen läßt9, in den Sinnzusammenhang der Auflösung 
der Ehe durch Tod. Vorsorge für den Fall der Krankhei t (wenn und 
soweit sie nicht in Invalidität umschlägt), der Mutterschaft und der 
Arbeitslosigkeit (soweit sie „echte" abstrakte Vorsorge und nicht kon-
krete Arbeitslosenhilfe ist) betrifft je aktuelle, kurz- oder mittelfristige 
Probleme, nicht aber die langfristigen Probleme des Lebenseinkommens, 
die Gegenstand der Vorsorge für den Fall des Alters und der Invalidi-
tät sind. Die Vorsorge für den Fall der Krankheit , der Mutterschaft und 
der Arbeitslosigkeit ist somit von dem Prinzip der Ehescheidung domi-
niert, das die Schicksale der Pa r tne r nach der Ehescheidung trennt . 
Gewiß kann kein Phänomen der Vorsorge ganz aus der Frage nach 
dem Übergang von der retrospektiven zur prospektiven Gerechtigkeit 
ausgeklammert werden. Den Kern dieser Problematik aber treffen eben 
jene Institutionen, die auf eine Sicherung des Lebenseinkommens ange-
legt sind. 
Diese auf das Lebenseinkommen gerichteten Institutionen der Vor-
sorge für den Fall des Alters und der Invalidität können während der 
Ehe erworben werden, und werden in der Regel während der Ehe 
erworben, um gerade den Ehepar tnern als gemeinsame Lebensgrund-
lage zu dienen. Die Anwartschaften, die so erwachsen, gehören so einer-
seits zu den Gütern, die zu bilanzieren und aufzuteilen sind, wenn die 
Ehepartner sich trennen. Sie gehören in den Auftrag der retrospektiven 
Gerechtigkeit. Zugleich sind sie auf die Zukunft gerichtet — darauf, 
die Lebensgrundlage gerade für Entwicklungen zu sichern, die noch 
nicht abzusehen sind. Und deshalb gehören sie andererseits auch in 
die Gestaltung der künftigen Lebensverhältnisse der geschiedenen 
Ehepartner und in clen Auftrag der prospektiven Gerechtigkeit. Deshalb 
aber lassen sie sich auch nicht einfach — genauer: lassen sie sich nu r 
höchst fiktiv — im Zeitpunkt der Scheidung „bilanzieren". Und noch 
weniger lassen sie sich einfach aufteilen. Die Teilung verändert Sinn, 
Funktion und Wert. Dazu kommt ein anderes. Vorsorge ist personal 
gebunden. Alter und Invalidität t re ten bei ganz bestimmten Personen 
9 s. dazu etwa Sachverständigenkommission Alterssicherungssysteme, Gut-
achten der Alterssicherungskommission, Berichtsband 1, 1983, S. 20. 
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ein. Diese Personen sorgen vor; oder für sie wird vorgesorgt. Die 
Teilung verändert diese personale Zuordnung. Und auch diese subjektive 
Neu-Zuweisung verändert Sinn und Funktion jedenfalls des Anteils, der 
das Subjekt wechselt — im Regelfall auch des anderen Teils. Endlich 
ist die Vorsorge zumeist rechtlich gebunden. Die Vorsorge wird erzwun-
gen oder, soweit freiwillig, doch in besonderer Weise rechtlich bindend 
normiert. Ihr Einbezug in das Aufteilungsgeschäft retrospektiver Ge-
rechtigkeit ist so gar nicht möglich, ohne daß die personale Bindung 
gelöst und die rechtliche Bindung dafür geöffnet wird. 
So erweisen sich jene Insti tutionen der Vorsorge und die aus ihnen 
erwachsenden Anwartschaften nicht nur als Verbindungen zwischen den 
Sphären retrospektiver und prospektiver Gerechtigkeit. Sie erweisen 
sich auch selbst als resistent gegen ihre Zuordnung zu der einen oder 
der anderen Sphäre. Sie können nicht einfach güterrechtlich „aufge-
brochen" oder unterhaltsrechtlich „eingesetzt" werden. Sie bedürfen, 
wenn es zur Ehescheidung kommt, einer spezifischen rechtlichen Lösung, 
die ihrer Zwischen- und Brückenstellung gerecht wird. Diese spezi-
fische Lösung ist der „Versorgungsausgleich". 
Damit schiebt sich zwischen die Regelung, wie Vorhandenes aufzu-
teilen ist, und die Regelung, wie die Lebensverhältnisse der geschiede-
nen Ehepar tner künftig gestaltet werden und miteinander verbunden 
bleiben sollen, die Aufteilung der „Vorsorgegüter" durch den „Ver-
sorgungsausgleich". Das darf aber nicht verdecken, daß er doch in bei-
des gehört: in den Auftrag retrospektiver und in den Auftrag prospek-
tiver Gerechtigkeit. Und gerade das erweist sich als Problem. Das 
Eigenleben des „Versorgungsausgleichs" macht es überaus schwer, ihn 
noch in die Aufgaben retrospektiver und prospektiver Gerechtigkeit 
einzubinden. Und es verführt dazu, diese Einordnung auch für entbehr-
lich zu halten. Der Blick auf den Gesamtzusammenhang geht so aber 
verloren. 
Das deutsche Recht hat diese Problematik erstmals mit der Schei-
dungsreform von 1976/77 thematisiert . Bis dahin hat te man die spezi-
fische Problematik der „Vorsorgegüter" vernachlässigt. Vor allem fol-
gende Entwicklungen waren es wohl, welche die Aussonderung ebenso 
notwendig machten, wie möglich: 
— die Ausbreitung von Insti tutionen der Vorsorge für den Fal l des 
Alters und der Invalidität (in der Sozialversicherung, der Versor-
gung der Beamten, Richter und Soldaten, der betrieblichen Alters-
sicherung, der Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst, den berufs-
ständischen Versorgungswerken, der Privatversicherung) und die 
Zunahme der Lebensbedeutung und der gesellschaftlichen Bewer-
tung dieser Vorsorge; 
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— die Ablösung der festen Verteilung der Rollen des Verdieners und 
der Haushaltsführung auf Mann und F rau durch eine zunehmende 
Vermischung und Angleichung der Rollen sowie die Neubewertung 
auch der Nicht Verdiener rolle, wie sie im gesetzlichen Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft zum Ausdruck kommt, letztlich also das 
Prinzip, daß die Ehegatten das in der Ehe Erworbene zu gleichen 
Teilen aus der Ehe mitnehmen sollen; 
— die Perspektive einer eigenständigen sozialen Sicherung der Frau, 
auch der Hausfrau, die dazu führen würde, daß beide Par tne r 
„Vorsorge-Konten" haben, denen aufgespaltene und umverteil te An-
wartschaften der früheren Ehepar tner unschwer hinzugefügt wer-
den können; jedenfalls aber die zunehmende Erwerbstätigkeit auch 
von Frauen und demzufolge die Erwartung, daß sich im Falle des 
Versorgungsausgleiches „auf beiden Seiten" selbst erworbene und 
übertragene Werte zu einer leistungsfähigen Anwartschaft ergänzen 
können; 
— die Lösung der Ehescheidung vom Verschuldensprinzip, ihre Hin-
wendung zum Zerrüttungsprinzip und im Gefolge dessen auch die 
Umstellung des Unterhaltsrechts von der Verantwortung des „Schul-
digen" für den „Unschuldigen" auf die Verantwortung des „Lei-
stungsfähigen" für den „Bedürftigen"; 
— schließlich die ganz spezifische Entwicklung der gesetzlichen Renten-
versicherung, 
• die Rechenhaftigkeit der Ermit t lung des Wertes der Anwar t -
schaften und somit auch ihre Teilbarkeit und Übertragbarkeit 
sowie 
• die Deckung der Risiken des Alters und — wenn auch mit Ein-
schränkungen — der Invalidität auch für Versicherte, die selbst 
nicht erwerbstätig waren10. 
Kraft dieser Entwicklung wurde die Rentenversicherung zum „Ideal" 
eines Vorsorge Verhältnisses, das den Bedürfnissen der Herstellung 
retrospektiver Gerechtigkeit wie einer prospektiven Ordnung auf der 
Basis künftiger Eigenverantwortung beider Ehepar tner — sei es im 
Sinne des weiteren Ausbaues der Anwartschaft durch eigene Erwerbs-
tätigkeit, sei es durch getrennte Abdeckung der Risiken des Alters 
und der Erwerbsunfähigkeit — maximal entspricht. 
Alles in allem: der „Versorgungsausgleich" erschien so ebenso mög-
lich wie unvermeidlich. „Vorsorgegüter" schienen hinreichend ent-
wickelt, verbreitet und wichtig, um in ihrer Aufteilung retrospektive 
10 Dies gilt freilich nicht mehr, seit — infolge des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 — die Sicherung für den Fall der Erwerbs- und Berufsunfähigkeit an versicherungspflichtige Tätigkeiten geknüpft ist 
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und prospektive Gerechtigkeit zugleich zu realisieren, ihre Aufteilung 
aus der güterrechtlichen Auseinandersetzung herauszunehmen und 
durch ihre Aufteilung die wechselseitige Unterhal tsverantwortung der 
Geschiedenen weitgehend zu entlasten. 
In Wahrheit aber zeigten sich große Schwierigkeiten. Die Spaltung 
der „Vorsorgegüter" verändert, ja verfremdet sie. Selbst bei der Ren-
tenversicherung, dem „idealsten" Vorsorgegut, zeigt sich das. Je weiter-
gehend die Anwartschaft nur von einem Verdiener erworben wurde, 
desto weniger sichert sie nach der Spaltung zwei selbständige Existen-
zen. Sie ist auch in erster Linie auf Verdienerrisiken zugeschnitten, 
nicht auf die Risiken in der Person dessen, der tätigen Unterhal t leistet. 
Die Sicherung für den Fall der Berufsunfähigkeit mußte für die „Nur-
hausfrau" schon vor dem Haushaltsbegleitgesetz 1984 faktisch „leer-
laufen". Nun ist durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984 auch die Siche-
rung für den Fall der Erwerbsunfähigkeit ausgeschlossen. Die eigen-
ständige Sicherung der Frau blieb überhaupt aus. Auch zeigte sich, daß 
die weiteren Entwicklungen der sozialen Biographien der beiden 
Par tner sowie der Renten im allgemeinen zu sehr unterschiedlichen 
Ergebnissen führen können, daß also die realen Wirkungen der Spaltung 
der Anwartschaft weniger abgesehen werden können, als die Rechen-
haftigkeit ihres Wertes im Zeitpunkt der Spaltung das annehmen läßt. 
Noch viel deutlicher zeigten sich diese Probleme dort, wo etwa, wie 
in der Beamtenversorgung oder in der betrieblichen Alterssicherung 
weder eine vergleichbare Rechenhaftigkeit des Wertes noch die Über-
tragbarkeit gegeben sind. Wenn etwa eine Beamtenversorgung auf-
geteilt und für den nichtbeamteten Ehepartner eine Anwartschaft in 
der Rentenversicherung begründet wird, so verändert das nicht nur 
den Inhalt des übertragenen, in eine Rentenversicherung „verwandel-
ten" Anteils grundlegend; beide „Teile" — der beamtenrechtliche „Rest" 
und der rentenrechtliche „Erwerb" — werden sich auch in Zukunft 
nach grundlegend anderen Gesetzen weiterentwickeln. Noch viel schwe-
rer wiegt, wenn im „schuldrechtlichen Versorgungsausgleich" das 
— durch einen öffentlich(recht)lichen Solidarverband oder einen pr i -
vaten Versicherungsträger garantierte — „Vorsorgegut" durch einen 
privatrechtlichen Anspruch gegen einen der Ehepar tner substi tuiert 
werden soll. 
Endlich befrachtete der Versorgungsausgleich auch unter den Aspek-
ten der Zuständigkeit und des Verfahrens die Ehescheidung mit Dis-
positionen sozial-, dienst-, arbeits- und versicherungsrechtlicher Natur, 
die sowohl für das Scheidungsrecht als auch für die betroffenen „Vor-
sorgerechte" große Belastungen bedeuteten. Vor allem auch bewirkte 
der öffentlichrechtliche Charakter der wichtigsten „Versorgungsgüter", 
daß ihr Einbezug die Autorität des Richters verlangte und nicht einfach 
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der Parteidisposition überlassen werden konnte. Das vertiefte den 
Graben zwischen Güterrecht und „Versorgungsausgleich" und bekräf-
tigte die Tendenz zur zeitlichen Konzentration der Entscheidung auf 
den Zeitpunkt der eigentlichen richterlichen Entscheidung — also der 
Scheidung. Nur das mochte rationell erscheinen: daß der Richter in 
einem scheidet und ausgleicht. 
Eine andere Ebene der Schwierigkeiten ist die, daß „Vorsorgegüter", 
die auf solche Weise erworben, ausgerechnet, gespalten, übertragen 
und weiterentwickelt werden können, immer nur typischen, in recht-
liche Tatbestände kleidbaren und gekleideten Bedürfnissen (wie eben 
des Alters, der Erwerbsunfähigkeit, dem Tod eines Unterhaltsträgers 
usw.) dienen können. Sie sind, wie das für „Vorsorgesysteme" wesent-
lich ist, abstrakte Vorsorge für abstrakt umschriebene Fälle. Das macht 
ihren Charakter als „soziale Sicherheit" aus. Sie gewähren — sozial-
politisch gesehen — das in typischen Fällen abstrakt Richtige auf die 
Gefahr hin, im Einzelfall das konkret Richtige zu verfehlen. Das ist 
Voraussetzung dafür, daß die Anwartschaften unmit te lbar auf aus-
rechenbare Inhalte berechtigen. Das aber macht sie an sich unfähig, der 
Fülle der Lebenssachverhalte gerecht zu werden. Sie bedürfen der 
Ergänzung durch Regulative, die den konkreten Bedürfnissen nachgehen 
— Regulative, wie sie im Privatrecht das Unterhaltsrecht, im öffent-
lichen Recht vor allem das Sozialhilferecht darstellen; Regulative, die 
nun, da ihnen der Versorgungsausgleich mit seinen weit gestreuten 
Wirkungen vorgegeben ist, noch mehr als vor dem Versorgungsaus-
gleich unterschiedlich belastet sind. 
3. Die Relativität der gegenwärtigen Gestalt 
des Versorgungsausgleichs 
Der Versorgungsausgleich, wie er im Zusammenhang mit der Schei-
dungsreform 1976/77 eingeführt wurde, war eine große Anstrengung 
und spektakuläre Leistung der Rechtsentwicklung. Ihn zu erfassen und 
zu verstehen, ihn praktikabel zu machen, ihn trotz aller Schwierigkeiten 
zu bewältigen, hat für viele Jahre die Kraft der Anwender und Inter-
preten absorbiert. Das Bundesverfassungsgericht hat durch eher frag-
mentarische Beanstandungen11 Gesetzgebung und Rechtsanwendung vor 
neue schwierige Fragen gestellt. Der Bundesgesetzgeber hat endlich 
durch das Gesetz zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich 
vom 21. 2.1983 der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, zu-
gleich aber auch gewissen Erfahrungen der Praxis Rechnung getragen. 
Das Gesetz versteht sich als interimistisch. Es soll zum Ende des Jahres 
1986 außer Kraft t reten (§ 13 Abs. 3). Die Rechtspolitik ist somit auf-
11 BVerfGE 53, S.257; 63, S. 88. Beschluß vom 4. April 1984, NJW 1984, 
S. 2147. 
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gefordert, über die Revision des Versorgungsausgleichs nachzudenken. 
Für dieses Nachdenken wird folgendes wichtig sein. 
Die Lösung von 1976/77 wäre wohl kaum möglich gewesen, wenn das 
Spiel aller denkbaren Varianten ganz aufgedeckt gewesen wäre. Seine 
Kombinatorik hätte dann möglicherweise die Kraft des Gesetzgebers 
überfordert. Nur daß das Unmaß der Komplexität sich zunächst noch 
hinter dem Vordergrund verbarg, der sich dem ersten Zugriff zeigte, 
konnte wohl den Weg ebnen. Nachdem dieses Stadium der „Erfindung" 
aber weit zurückliegt, ist es jetzt geboten, das Spiel der Varianten auf-
zumachen und das geltende Recht ebenso wie Vorschläge zu einer Ver-
änderung im — erhellenden, freilich auch verwirrenden — Lichte dieses 
Spiels zu sehen. Das Spiel der Varianten hat vor allem die folgenden 
Dimensionen: 
— die richtige Abgrenzung jener „Vorsorgegüter", für die sich das 
ter t ium eines besonderen „Versorgungsausgleichs" als die angemes-
senere Lösung gegenüber dem schlichten Einbezug in die retrospek-
tive Ordnung der Güterverteilung ebenso wie gegenüber der 
schlichten Einrechnung der unveränderten Anwartschaften in die 
prospektive Ordnung der künftigen Lebensverhältnisse der geschie-
denen Ehepar tner darstellt; 
— die Unterschiede zwischen den verschiedenen „Vorsorgegütern", für 
die ein besonderer „Versorgungsausgleich" zwischen retrospektive 
und prospektive Ordnung gestellt wird, insbesondere die unter -
schiedliche Wirkung, die der „Versorgungsausgleich" auf sie — auf 
Rentenanwartschaften, auf Beamtenversorgung, auf Zusatzversor-
gung im öffentlichen Dienst, auf betriebliche Alterssicherung, auf 
Lebens Versicherungsverträge usw. — hat; 
— die unterschiedliche Bedeutung der verschiedenen Methoden des 
„Versorgungsausgleichs" (des Splittings, des quasi-Splittings, des 
schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs usw.) — die freilich aufs 
engste mit den Unterschieden der „Vorsorgegüter" selbst zusam-
menhängt; 
— die unterschiedlichen Möglichkeiten von Verfahren und Kompeten-
zen (richterliche Entscheidung, Vertrag usw.) und ihre Tragweite; 
— die zeitliche Lage des „Versorgungsausgleichs", insbesondere der 
Gegensatz zwischen seiner Konzentration auf den Zeitpunkt der 
Scheidung oder seiner Auflösung im Sinne einer die Schicksale der 
geschiedenen Par tner begleitenden Reaktion auf wesentliche Ver-
änderungen; 
— das richtige Verhältnis des „Versorgungsausgleichs" zur güterrecht-
lichen Auseinandersetzung — sowohl im Hinblick auf die Abgren-
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zung der „Vorsorgegüter" von sonstigen Gütern, als auch in Hinblick 
auf Kompetenzen, Verfahren und zeitliche Lage der Regelung; 
— vor allem aber das richtige Verhältnis des „Versorgungsausgleichs" 
zur sonstigen prospektiven Ordnung der Lebensverhältnisse der 
geschiedenen Ehepartner, insbesondere im Verhältnis zum Unter-
haltsrecht und zu jenen Sozialleistungssystemen, welche die Vor-
sorgesysteme ergänzen (soziales Entschädigungsrecht, Hilfs- und 
Förderungssysteme) —, und auch dies im Sinne der materiellen 
Gehalte sowie der Verfahren und Kompetenzen und der zeitlichen 
Lage der Entscheidungen. 
Hinter allem muß das Ziel gesehen werden, den Versorgungsausgleich 
in eine befriedigende Ordnung des gesamten Scheidungs- und Schei-
dungsfolgenrechts, also auch der güterrechtlichen Auseinandersetzung, 
des Unterhaltsrechts und des Sozialrechts jenseits der „Vorsorgerechte" 
zu integrieren. 
Diese Frage nach einer befriedigenden Gesamtordnung ist zunächst 
die Frage nach sachlichen Prinzipien, die es erlauben würden, die 
beteiligten Teilrechtsordnungen so zu gestalten und nebeneinanderzu-
stellen, daß ihre Summe jene befriedigende Gesamtordnung ergibt. 
Oder ist ein „Regulativ dahinter", eine „Übernorm" denkbar, die zu 
einem befriedigenden Gesamtergebnis auch dort führt, wo das Konzert 
der Teilrechtsordnungen dies nicht herbeiführt? Diese Frage aber 
richtet sich nicht nur auf Sachnormen, sondern auch auf das richtige 
Verhältnis der Kompetenzen. Und analog zu der Frage nach der „Norm 
hinter den Normen" stellt sich die Frage nach einer „Kompetenz hinter 
den Kompetenzen". Wäre etwa ein permanenter Auftrag des Schei-
dungsrichters denkbar, die involvierten Teilrechtsbeziehungen den 
Entwicklungen anzupassen, wenn anders ein angemessenes Gesamt-
ergebnis nicht mehr erzielt wird? 
Eine befriedigende Gesamtordnung über all diese Sachbereiche und 
über die Zeit hin zu fordern, mag unrealistisch erscheinen. Aber welches 
andere Ziel sollte eine Reform sonst haben? 
II . D e r V e r s o r g u n g s a u s g l e i c h i m R e c h t s v e r g l e i c h 
1. Das „vorrechtliche" Problem des Versorgungsausgleichs 
Ein wichtiges Mittel, die Dimensionen der Variabilität einer Problem-
lösung zu erkennen, ist der Rechtsvergleich. Rechtsvergleich heißt, die 
verschiedenen Lösungen zu vergleichen, mit denen mehrere Rechts-
ordnungen auf die Herausforderung durch ein jeweils gleiches Problem 
— das „vorrechtliche" Problem12 antworten. Versucht man die einfach-
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sten Elemente des Problems herauszuschälen, auf dessen Herausforde-
rung die Institution des Versorgungsausgleichs — antwortet , so läßt sich 
das Gesagte wohl zusammenfassen wie folgt: 
— Es gibt eine Ehescheidung; 
— und es gibt Rechte, die während der Ehezeit erworben werden, um 
in typischen Bedarfssituationen das Lebenseinkommen der Ehe-
par tner zu sichern. 
— Diese sollen im Falle der Ehescheidung 
• sei es in Hinblick auf die zurückliegende Ehe und die Umstände 
des Erwerbs dieser Rechte, 
• sei es in Hinblick auf die künftige Verselbständigung der recht-
lichen und sozialen Schicksale der Pa r tne r und die gleichwohl 
zwischen ihnen bleibende Verantwortung, 
• sei es in Hinblick auf beides 
in den Dienst der Bedürfnisse beider Par tner gestellt und ent-
sprechend aufgeteilt werden. 
2. Die deutsche Lösung 
Auf diese Herausforderung gibt der deutsche Versorgungsausgleich 
eine äußerst komplexe und gleichwohl geschlossene, äußerst spezifische 
Antwort : 
(1) Die Auflösung der Ehe durch die Scheidung beendet nicht die aus 
der Ehe herrührende Verantwortung für die Lebensgrundlage des 
jeweils anderen Par tners . 
Genauer bedeutet dies: Während der Ehe besteht eine Vorsorge-
verantwortung der Par tne r füreinander — welchen Inhalts, welcher 
Rechtsnatur und welchen Rechtsgrundes auch immer; nach der Ehe 
besteht trotz der Selbstverantwortung jedes Par tners für sich eine 
fortwirkende Verantwortung der geschiedenen Eheleute füreinander. 
(2) Dieser Verantwortung soll möglichst wenig durch nachehelichen 
Unterhalt , möglichst viel dagegen durch die Aufteilung von „Vor-
sorgerechten" Rechnung getragen werden. 
Der Versorgungsausgleich steht so neben dem Recht der güterrecht-
lichen Auseinandersetzung ebenso wie neben dem Recht des nach-
ehelichen Unterhalts, ohne in ein festes funktionales Verhältnis zu 
diesen beiden Rechtsbereichen zu treten. 
12 Der Begriff verkennt nicht, daß auch „vorrechtliche" Probleme rechtlich bedingt sein können, wie das gerade für den Versorgungsausgleich der Fall ist. Es geht nicht notwendig um eine Problematik, die „vor" jedem Recht liegt, sondern um die Problematik, die „vor" gerade der zu vergleichenden Rege-lung liegt. 
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(3) Der Versorgungsausgleich konzentriert sich auf typische, final der 
Vorsorge für den Fall des Alters und der Invalidität dienende An-
wartschaften (Sozialversicherung, Beamtenversorgung, betriebliche 
Alterssicherung, Privatversicherung usw.). Dagegen ignoriert er 
Rechte, die als Lebensgrundlage dienen (z.B. Renten aus sozialer 
Entschädigung) oder dienen können (Vermögenswerte), jedoch nicht 
als Vorsorgerechte gestaltet sind. Der Versorgungsausgleich ist so 
sowohl zum sonstigen (nicht vorsorge-rechtlichen) Sozialrecht als 
auch zur güterrechtlichen Auseinandersetzung von Vermögens-
werten abgegrenzt. 
(4) Die Rechtsordnung stellt solche typischen Vorsorgerechte in viel-
fältiger Gestalt bereit. Infolge dieser Vielfalt entstehen wesentliche 
Unterschiede der Wirkungen des Versorgungsausgleichs, die sich 
daraus ergeben, daß die Vorsorgerechte dem Versorgungsausgleich 
unterschiedlich zugänglich sind und auf den Zugriff des Versor-
gungsausgleichs unterschiedlich reagieren. J e nach der „Komposi-
tion" der Vorsorge finden sich diese Differenzen auch innerhalb ein-
und desselben „Versorgungsausgleichs". 
(5) Der Versorgungsausgleich ergreift die Vorsorgeanwartschaften der 
geschiedenen Eheleute umfassend. Er knüpft nicht an einzelne Vor-
sorgeanwartschaften an. 
(6) Die Aufteilung erfolgt grundsätzlich im Zeitpunkt der Scheidung. 
Ihre Richtigkeit kann daher durch Entwicklungen in Frage gestellt 
werden, die zum Zeitpunkt der Scheidung nicht abzusehen sind. 
Das Unterhaltsrecht begleitet dagegen die Schicksale der geschiede-
nen Ehepar tner im Zeitverlauf. Spätere Entwicklungen können auch 
dazu führen, daß das Verhältnis zwischen den Wirkungen des Ver-
sorgungsausgleichs und den Unterhaltslasten unrichtig wird. Härte-
regelungen versuchen deshalb nunmehr, einen Ausgleich zwischen 
der Entwicklung der Unterhaltslast und den Wirkungen des Ver-
sorgungsausgleichs zu schaffen. 
(7) Die Entscheidung ergeht grundsätzlich von Amts wegen durch den 
Scheidungsrichter. Die Regelung des Versorgungsausgleichs durch 
die Parteien unterliegt der Kontrolle durch den Richter. 
(8) Der Versorgungsausgleich kann, wenn das Vorsorgerecht dafür 
geeignet ist, auf die Vorsorgeanwartschaft durchgreifen und neue 
Vorsorgeanwartschaften begründen (Splitting, Realteilung, quasi-
Splitting). Die Eigenart von Vorsorgeanwartschaften sowie der 
Parteiwille kann aber auch dazu führen, daß an die Stelle des 
verfügenden Versorgungsausgleichs ein nur verpflichtender (schuld-
rechtlicher) Versorgungsausgleich tr i t t . 
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(9) Der Versorgungsausgleich greift weitgehend in Rechte ein, die 
durch zwingendes Gesetzesrecht geregelt sind. Er bedarf daher der 
gesetzlichen Grundlage und einer entsprechenden Definition der 
Befugnisse zum Eingriff. 
Demgegenüber ist das eheliche Güterrecht von der Parteidisposition 
geprägt, das Unterhaltsrecht hingegen von einer Verbindung einer 
gesetzlichen Regelung mittels unbest immter Rechtsbegriffe mit 
Parteidisposition und richterlicher Gestaltung und Kontrolle. Das 
Güterrecht hat im Zeitpunkt der Auseinandersetzung die größeren 
Spielräume, das Unterhaltsrecht über die Zeit hin die größere 
Fähigkeit, sich den Entwicklungen anzupassen. 
3. Varianten der Lösung 
Im Verhältnis zu der elementaren Frage, die der Versorgungsaus-
gleich auf wirft, ist dieses differenzierte, komplexe „Gesamtprogramm" 
des deutschen Versorgungsausgleichs von hoher Beliebigkeit. Freilich 
besteht diese „Beliebigkeit" nicht innerhalb des deutschen Rechts. Hier 
ist vieles zwangsläufig — die Konsequenz aus Vorgaben des deutschen 
Rechts, die dem Versorgungsausgleich vorausliegen. Der Rechtsvergleich 
aber läßt diese Vorgaben des nationalen Rechts hinter sich. Damit 
weiten sich die Spielräume fast ins Unendliche. 
Es ist nicht möglich und wäre auch nicht sinnvoll, hier zu versuchen, 
das volle Spektrum alternativer Konstellationen auszubreiten. Die 
nachfolgenden Hinweise sollen nicht mehr bewirken, als die Tür für eine 
unvoreingenommene rechtsvergleichende Wahrnehmung funktionaler 
Äquivalenzen aufzustoßen: 
— Der Akzent der Problemlösung kann ganz auf den Erwerb der An-
wartschaft und auf den Vermögenswert gelegt werden, den die 
Anwartschaft darstellt. Mit anderen Worten: die Problemlösung 
kann ganz in den Bereich des Ehegüterrechts und der Auseinander-
setzung des ehelichen Vermögens „eintauchen". 
— Die Problemlösung kann eingebunden sein in eine Aufteilung aller 
Rechte und Pflichten, welche die Lebensgrundlage der Ehepartner 
bestimmen. Das relativiert die Grenzen zum Unterhaltsrecht und 
zu anderen Sozialleistungssystemen, aber auch zu Schadenersatz-
und Entschädigungsansprüchen. 
— Der Versorgungsausgleich muß nicht alle Vorsorgegüter umfassen. 
Er kann sich auf einige konzentrieren — sei es wegen ihres Ver-
mögenswertes, sei es wegen ihrer Unterhaltsbedeutung, sei es wegen 
ihrer Eignung, aufgespalten zu werden, usw. 
— Der Versorgungsausgleich muß nicht auf den Zeitpunkt der Schei-
dung konzentriert sein. Er kann auf spätere Zeitpunkte verlagert 
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oder verteilt werden, z. B. eben auf die Zeitpunkte, in denen die 
Bedürfnisse, auf welche die Versorgungsrechte eingerichtet sind, 
erwachsen. 
— Der Versorgungsausgleich muß nicht vom Scheidungsrichter vor-
genommen werden und nicht von Amts wegen erfolgen. Er kann 
dispositiv sein. 
— Die Vorsorgerechte können so gestaltet sein, daß sie die Problematik 
des Versorgungsausgleichs in sich aufnehmen. Das wichtigste Bei-
spiel ist die Geschiedenenwitwenrente. Ihr liegt zumeist eine 
„Arbeitsteilung" zwischen Unterhaltsrecht und Rentenrecht zu-
grunde: bis zum Tode des geschiedenen Mannes lebt die geschiedene 
Frau von seinem Unterhalt ; nach seinem Tode lebt sie von der 
Geschiedenenwitwenrente. Diese Lösung deckt nicht alles, was der 
Versorgungsausgleich zu decken anstrebt. Aber die Praxis kennt 
diese part ikulare Lösung. 
— Eine wichtige Voraussetzung für Gestaltung und Wirkung des Ver-
sorgungsausgleichs ist, ob das Scheidungsfolgenrecht das Prinzip der 
rechtlichen und der sozialen Selbständigkeit der geschiedenen Ehe-
par tner betont oder gar absolut setzt, oder ob das Scheidungsfolgen-
recht eine fortwirkende Verantwortung der Ehepartner für die 
Lebensverhältnisse des jeweils anderen anerkennt, welche Voraus-
setzungen es statuiert und in welche Richtung diese entwickelt sind. 
— Die Bedeutung des Versorgungsausgleichs ist eine jeweils andere, 
je nachdem wie viele Lebensbedürfnisse durch andere Sozial-
leistungssysteme als die, die vom Versorgungsausgleich erfaßt wer-
den, „versorgt" sind. Allgemeiner: Die Bedeutung des Versorgungs-
ausgleichs wird wesentlich durch den Gesamtstand der Sozial-
leistungssysteme bestimmt. 
— Je mehr sich der Versorgungsausgleich beschränkt oder in andere 
Teilrechtsordnungen (Ehegüterrecht, Unterhaltsrecht) einfügt, desto 
geringer werden die Koordinationsprobleme zwischen den Teilrechts-
ordnungen, welche unter den geschiedenen Ehepar tnern die pro-
spektive Gerechtigkeit herstellen sollen. Desto leichter aber ist es, 
anders gesehen, diese Teilrechtsordnungen einem einheitlichen, 
harmonisierenden Regime zu unterstellen. 
Diese Varianten der Problemlösung können hier nicht weiter erschlos-
sen und dargestellt werden. Und vollends ihre Kombinatorik entzieht 
sich einer knappen Darstellung. Aber das Gesagte sollte genügen, um 
die reiche Vielfalt denkbarer Gestaltungsalternativen aufzuzeigen. 
Nur eines ist noch anzumerken. Nicht überall steht hinter Ansätzen 
zu einem „Versorgungsausgleich" auch ein Konzept. Oft sind es tastende 
Teillösungen der Rechtsprechung, die Gedanken des Versorgungsaus-
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gleichs aufgreifen, ohne daß der Anlaß oder die Kompetenz gegeben 
wäre, eine umfassende Ordnung zu entwickeln. Solche fragmentarischen 
Phänomene werden noch schwerer einzuordnen sein als bewußte 
Schritte auf ein Gesamtkonzept hin. 
4. Der Sinn der vergleichenden Wahrnehmung der Vielfalt 
Diese Vielfalt zu sehen, ist zunächst wichtig, um die Relativität der 
deutschen Lösung zu sehen. Die Wahrnehmung dieser Relativität wie-
derum ist wichtig, weil sie hilft, Bedarf und Möglichkeit einer Korrek-
tur zu sehen und zu beurteilen. 
Die Vielfalt denkbarer Lösungen und die Relativität der spezifischen 
deutschen Lösung zu sehen, ist aber auch deshalb wichtig, weil sich 
immer dann, wenn an ein- und demselben Fall mehrere nationale oder 
lokale Rechtsordnungen beteiligt sind, das volle Spiel der Vergleich-
barkeiten und Unvergleichbarkeiten eröffnen kann. Ist dann dem deut-
schen Versorgungsausgleich nu r gleichzustellen, was dem vollen „Pro-
gramm" des deutschen Begriffs entspricht? Oder kann ihm auch eine 
andere Problemlösung gleichgestellt werden: eine part ikulare, eine 
güterrechtliche, eine umfassend sozialrechtliche, eine dispositive, eine 
über die Zeit hin verteilte usw.? Oder gibt es Fälle, in denen die Frage 
nach dem „Versorgungsausgleich" nur auf etwas zielen kann, was dem 
„kompletten" deutschen Programm entspricht, und andere Fälle, in 
denen begrenzte funktionale Äquivalenzen genügen? 
Analoge Fragen stellen sich dann, wenn an einem Fall nicht das 
deutsche Recht beteiligt ist, wohl aber verschiedene ausländische Rechts-
ordnungen beteiligt sind. 
HI. D i e ko l l i s ionsrecht l i che P r o b l e m a t i k 
1. Die Potenzierung der Schwierigkeiten im Kollisionsrecht 
Angesichts dieser Offenheit des Phänomens „Versorgungsausgleich" 
erscheint die kollisionsrechtliche Problematik nahezu hoffnungslos. Zu 
viele Teilrechtsordnungen sind involviert: Eherecht, Scheidungsrecht, 
Ehegüterrecht, Versorgungsausgleichsrecht, Unterhaltsrecht, Sozial-
leistungsrecht, aber auch das „Sachrecht" eines jeden einzelnen betrof-
fenen Gutes, insbesondere eines jeden einzelnen „Vorsorgegutes". Und 
jedes dieser Rechte kann seinen eigenen „Auslandsbezug" aufweisen, 
kann eigene Antworten auf diesen Auslandsbezug bereithalten und die 
Frage aufwerfen, was dieser Auslandsbezug und diese Antwort für die 
anderen involvierten Teilrechtsordnungen bedeuten. 
Jede nationale Ordnung aber ha t auch das Ziel, je für sich eine 
leistungsfähige und gerechte Ordnung der betroffenen Lebensverhält-
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nisse zu geben. Und diese „Norm hinter den Normen" stellt kollisions-
rechtlich eine Herausforderung eigener Ar t dar. Muß nicht jede Teil-
zuordnung unter dem Maßstab stehen, daß sie sich in eine befriedigende 
Gesamtordnung eines Rechts — des einen oder des anderen beteiligten 
Rechts — einfügt? Und was, wenn eine Teillösung die Gesamtordnung 
zerstört, ohne eine andere zu erschließen? Und wer kennt die „Norm 
hinter den Normen", wenn das Recht sich nu r in je spezifischen Realisa-
tionen ausdrückt? 
Endlich aber ist dies alles nicht nu r in Kategorien des materiellen 
Rechts zu denken. Immer stehen Probleme von Zuständigkeit und Ver-
fahren daneben. Kollisionsrecht des „Versorgungsausgleichs" ist nicht 
nur „Internationales Privatrecht", sondern immer auch — zumindest 
potentiell — „Internationales Verwaltungsrecht" und „Internationales 
Prozeßrecht". 
Und alle diese Fragen können im Zeitverlauf sich immer wieder neu 
— mit immer wieder neuen Schwerpunkten von immer wieder neuen 
Seiten — stellen. 
Das Kaleidoskop kollisionsrechtlicher Fragen ist so überaus reich. 
Geht man davon aus, daß der Versorgungsausgleich die Existenz von 
Vorsorgegütern voraussetzt, so ist es zunächst eine Frage des Kollisions-
rechts des „Vorsorgegutes", über die Konsequenzen der „Grenzüber-
schreitung" zu entscheiden. In dem Maße, in dem „Vorsorgerecht" 
Sozialrecht ist, ist es also eine Frage des „internationalen Sozialrechts", 
im Sinne von „Sozial-Kollisionsrecht" zu entscheiden, ob eine oder 
wenn mehrere Rechtsordnungen zuständig sind, diese dahin koordiniert 
sind, daß die in verschiedenen nationalen Rechten erwachsenen An-
wartschaften sich zu einem Ganzen fügen — daß z. B. die in mehreren 
Ländern „erdiente" Rente zu einer Gesamtrente zusammengerechnet 
wird. Welches Recht aber entscheidet, ob überhaupt ein Versorgungs-
ausgleich und welcher Versorgungsausgleich stattfindet? So kann e i n e 
Rechtsordnung einen universalen Versorgungsausgleich (im Sinne des 
deutschen Versorgungsausgleichs) vorsehen, e i n e a n d e r e Rechtsordnung 
dagegen einen selektiven Versorgungsausgleich, der sich auf einzelne 
Vorsorgegüter beschränkt. So kann e i n e Rechtsordnung den Versor-
gungsausgleich (nach deutschem Muster) zwischen retrospektive und 
prospektive Ordnung stellen, e i n e a n d e r e aber ihn in der retrospek-
tiven Ordnung der ehegüterrechtlichen Auseinandersetzung aufgehoben 
sehen. Ist eine Rechtsordnung maßgeblich, die den Versorgungsaus-
gleich anordnet, und bezieht sich dieser Versorgungsausgleich auf ein 
ausländisches Vorsorgegut: Was bedeutet es, daß der Richter auf 
ausländische Vorsorgegüter nicht in der gleichen Weise zugreifen kann 
wie auf inländische, daß der Bestand und der Wert des ausländischen 
Vorsorgegutes sich der Kenntnis des inländischen Richters mehr oder 
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minder entzieht, daß die Zukunft des Vorsorgegutes in der Hand eines 
ausländischen Gesetzgebers liegt? Ist eine Rechtsordnung für die 
prospektive Ordnung der Lebensverhältnisse der Ehegatten verant-
wortlich, was bedeutet es für sie, wenn die Lebensverhältnisse eines 
Ehepartners von ausländischem Sozialrecht mitgetragen werden? Halten 
wir hier mit den Fragen, die immer nur Beispiele sein können, inne. 
Der Kern der kollisionsrechtlichen Problematik erschließt sich aus 
jenen Schwierigkeiten, die sich schon im nationalen Recht gezeigt 
haben. Der Versorgungsausgleich verselbständigt um der Eigenart der 
Vorsorgegüter willen im Falle der Scheidung deren Zuteilung zu einem 
eigenen Rechtsinstitut. Dieses Rechtsinstitut ist aber doch nu r sinnvoll 
im Gesamtgefüge von retrospektiver und prospektiver Ordnung der 
Lebensverhältnisse der geschiedenen Ehepartner — mit anderen Worten: 
im Gesamtgefüge von Eherecht, Scheidungsrecht, Güterrecht, Unter-
haltsrecht und Sozialleistungsrecht. Liegt es schon im nationalen Recht 
nahe, nach einer umfassenden Ordnung dieses Gesamtgefüges zu fragen, 
so drängt sich erst recht im Kollisionsrecht das Bedürfnis auf, eben 
diesen Gesamtzusammenhang einem einheitlichen Statut zu unter-
stellen. Je komplexer aber die Lebensverhältnisse und die sie ordnenden 
Teilrechtsordnungen sind, die in diesen Gesamtzusammenhang einzu-
fügen sind, desto schwerer ist es schon im nationalen Recht, ihre befrie-
digende Ordnung auf den Nenner einer Gesamtnorm zu bringen. Un-
vergleichlich schwieriger aber erscheint es, eine Gesamtordnung aus-
findig zu machen, wenn die Lebensverhältnisse und Teilrechtsordnun-
gen, die erfaßt sind, in verschiedenen Staaten und Rechtsordnungen 
belegen sind. Ist man im rein inländischen Fall — angesichts der Kom-
plexität der involvierten Teilrechtsordnungen — versucht, die Frage 
nach einer umfassenden „Norm hinter den Normen" zurückzustellen und 
durch die Frage einer umfassenden diskretionären richterlichen Kom-
petenz zu substituieren, so erweist sich im „internationalen" Fall gerade 
diese Lösung, wenn es je eine sein sollte, als ganz besonders erschwert. 
Zwischen dem richterlichen Zugriff auf eine inländische Rente und dem 
richterlichen Einbezug einer ausländischen Rente — über die sich zu 
unterrichten er keine Befugnis hat, die zu evaluieren er keine verläß-
lichen Hilfen hat, und deren künftige Entwicklung außerhalb der Ver-
antwortung der von ihm zu handhabenden Rechtsordnung liegt — liegen 
Welten. Je „hoffnungsloser" aber die Suche nach einer — sei es durch 
materielles Recht, sei es durch Kompetenzen konsti tuierten — Gesamt-
ordnung wird, desto schwächer wird auch die Legitimation der institu-
tionellen Verselbständigung des Versorgungsausgleiches. Das gilt im 
Kollisionsrecht wie im materiellen Recht. 
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2. Der Horizont der kollisionsrechtlichen Lösung 
Die isolierende Frage nach einem Versorgungsausgleichsstatut — wie 
sie etwa der Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des internatio-
nalen Privatrechts13 in Art. 17 ebenso stellt wie die Stellungnahme des 
Bundesrates hierzu14 — erscheint deshalb als eine äußerste Verkürzung 
der Problematik. Vielleicht sind Regelungen dieser Art eine unvermeid-
liche Zwischenstufe der Entwicklung. Das Ziel der Entwicklung können 
sie nicht sein. Das Ziel der Entwicklung muß vielmehr dahin gehen, 
den Gesamtzusammenhang, in dem der Versorgungsausgleich steht, 
auch im internationalen Zusammenhang darzustellen und zu verwirk-
lichen. Das bedeutet einerseits, daß das internationale Recht dem 
Bedürfnis Rechnung zu t ragen hat, soziale Anwartschaften zu „konver-
tieren" — durch wechselseitige Information, durch wechselseitige Öff-
nung für Dispositionen im Sinne eines Versorgungsausgleichs. Das 
bedeutet aber andererseits, daß das Kollisionsrecht sich der Relativität 
des Versorgungsausgleichs öffnet. Auch im Kollisionsrecht ist der Ver-
sorgungsausgleich nu r ein Element in einem größeren Sinngefüge: der 
richtigen retrospektiven und prospektiven Ordnung der Verhältnisse 
der geschiedenen Ehepartner . Das Kollisionsrecht muß die Sach- und 
Verweisungsnormen zur Verfügung stellen, die es erlauben, dieses 
größere Sinngefüge zu realisieren. Die Sach- und Verweisungsnormen 
für den Versorgungsausgleich haben sich dem einzuordnen. Das macht 
die Frage nach dem Kollisionsrecht des Versorgungsausgleichs ebenso-
wenig überflüssig, wie die Relativität des Versorgungsausgleichs im 
nationalen Recht die nationalrechtliche Frage nach dem Versorgungs-
ausgleich überflüssig macht. Es geht darum, die Dialektik zwischen dem 
Ganzen und dem Teil zu sehen. 
Der Versorgungsausgleich existiert in einer Gemengelage des Fami-
lienrechts mit den Vorsorgerechten, vor allem also mit dem Sozialrecht. 
Indem das Institut des Versorgungsausgleichs etwa den Familienrichter 
ermächtigt, sozialrechtliche Anwartschaften zu spalten und zu über-
tragen, verrichtet der Familienrichter ein sozialrechtliches Geschäft. 
Auch der größere Sinnzusammenhang, in dem der Versorgungsausgleich 
existiert, umschließt familienrechtliche und sozialrechtliche — allge-
meiner: privatrechtliche und öffentlich-rechtliche — Elemente. Nur 
ihre harmonische Verfugung kann eine befriedigende Gesamtordnung 
ergeben. Das gilt auch für das Kollisionsrecht. Die anzustrebende Ord-
nung muß eine scheidungs- und vorsorgerechtliche, eine familien- und 
sozialrechtliche, eine privat- und öffentlich-rechtliche sein. Und wieder-
um: auch das gilt für das Kollisionsrecht. 
13 Deutscher Bundestag, 10. Wahlperiode, Drucksache 10/504. 
14 Ebd., S. 98 ff. 
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Der Versorgungsausgleich ist ein gänzlich neues Rechtsinstitut. Das 
Kollisionsrecht wird der Komplexität dieser Lösung ebensowenig ge-
recht, wie dem Sinnzusammenhang, in dem sie steht, indem es sie 
auf eine familienrechtliche Verweisungsnorm hin reduziert. Es würde 
der Komplexität des Problems freilich auch nicht gerecht, indem es sich 
auf die Unendlichkeit denkbarer Varianten hin auflöste. Es muß einen 
mittleren Weg der Differenzierung suchen. Davon aber ist die augen-
blickliche Diskussion noch weit entfernt. 
3. Die Suche nach dem Versorgungsausgleichs-Statut 
Soweit das Erfassen und Verstehen des Phänomens und seine rege-
lungstechnische Bewältigung hinter diesen Zielen zurückbleiben, mag 
es doch, wie schon bemerkt, ein unvermeidliches Zwischenstadium sein, 
nach einem Statut des Versorgungsausgleichs in der Weise zu suchen, 
wie das in Art . 17 des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Internationalen Privatrechts geschieht. Was aber wird mit einem 
solchen Versorgungsausgleichs-Statut wirklich erreicht? Welche Ähn-
lichkeit genügt, um ausländischen „Versorgungsausgleich" mit deut-
schem „Versorgungsausgleich" gleichzustellen? Oben (II. 1.) wurde das 
„vorrechtliche Problem" des Versorgungsausgleichs umschrieben. Ihm 
wurde (II. 2.) die Komplexität der deutschen Lösung gegenübergestellt. 
Welche der vielen möglichen Antworten auf die Herausforderung des 
„vorrechtlichen Problems" kann der komplexen deutschen Lösung so 
gleichgestellt werden, daß es sinnvoll erscheint, von ihrem Vorkommen 
die Verweisung ins deutsche Recht oder umgekehrt die Verweisung vom 
deutschen Recht in das ausländische Recht abhängig zu machen? Sorg-
fältige Analyse der Probleme ebenso wie sorgfältiger Rechtsvergleich 
werden hier erst noch das Gleichartige vom Ungleichartigen zu unter -
scheiden haben. 
Was aber mit den Lösungen und Lösungsansätzen, die zwar par t iku-
lar Ähnlichkeiten mit dem deutschen Versorgungsausgleich aufweisen, 
von ihm aber doch so weit abweichen, daß ihre kollisionsrechtliche 
Gleichbehandlung ausscheidet? Auch insofern steht die Diskussion noch 
in den Anfängen. 
4. Verweisungsnorm oder Sachnorm? 
Ist es aber überhaupt mit der Suche nach der anzuwendenden Rechts-
ordnung getan? Ist nicht denkbar, daß das kollisionsrechtliche Problem 
damit gar nicht gelöst werden kann, daß dem Hereinspielen auslän-
discher Sachverhalte und Rechte vielmehr durch einen Wechsel des 
Regelungskonzepts in der Sache Rechnung getragen werden muß? 
Allein schon die Problematik, die bisher im Vordergrund der Über-
legungen gestanden hat, drängt diese Frage auf. Diese Problematik 
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erwächst, um es noch einmal zu sagen, daraus, daß sich im Fall des 
Versorgungsausgleichs mit Auslandsberührung die Gesamtheit des anzu-
wendenden Rechts aus „Rechtspartikeln" ergibt, die nach zwei vonein-
ander unabhängigen, sich je nach Lage des Falles mehr oder minder 
vielfältig überschneidenden Differenzierungsmustern gebildet werden, 
nämlich 
— aus der sachlichen Differenzierung (in Ehescheidungsrecht, Schei-
dungsfolgenrecht, Ehegüterrecht, Unterhaltsrecht, Sozialversiche-
rungsrecht, sonstige Vorsorgerechte usw.) sowie 
— aus der nationalen Differenzierung. 
Die nationale Differenzierung kann zwischen den sachlichen Rege-
lungseinheiten verlaufen (so daß etwa das Ehescheidungsrecht e i n e r 
Rechtsordnung, ein Vorsorgerecht dagegen e i n e r a n d e r e n Rechtsordnung 
angehört). Es kann aber auch sachliche „Partikel" zerschneiden (so etwa, 
wenn ein Vorsorgerecht Bezüge zu mehreren nationalen Rechtsordnun-
gen aufweist). Die Schwierigkeit, aus diesen „Partikeln" eine leistungs-
fähige, zumindest eine erträgliche Regelung des Einzelfalles zu gewin-
nen, differiert nach Zahl und Eigenart der beteiligten sachlichen und 
nationalen Rechtsordnungen. Aber es ist nicht zu verkennen, daß sie 
ein äußerstes Maß erreichen kann — bis hin zur Ausweglosigkeit. Allein 
schon diese Gefahr zwingt zu der Überlegung, ob es nicht notwendig 
sein kann, das „Puzzle" zu vereinfachen — etwa Vorsorgerechte dort 
zu lassen, wo sie zur Zeit der Ehescheidung sind, und den Auftrag 
prospektiver Gerechtigkeit wieder auf das Unterhaltsrecht zu konzen-
trieren. Genauer geht es um folgende Alternative: 
— Das „Normalkonzept" für die Lösung eines Versorgungsausgleichs-
falles mit Auslandsberührung ist, daß überall dort, wo Auslands-
berührung besteht, mit Hilfe der Verweisungsnormen das maßgeb-
liche Recht gesucht wird. 
— Die hier erwogene Alternative ist die, als Reaktion auf die Schwie-
rigkeiten, die aus der Auslandsberührung erwachsen, das Versor-
gungsausgleichsrecht so zu verändern, daß die Komplexität reduziert 
wird — daß jedenfalls die „Verschachtelung" verschiedener nationa-
ler Rechtsordnungen vermindert wird. Erst nach dieser inhaltlichen 
Veränderung des Versorgungsausgleichsrechts wäre dort, wo auch 
dann noch Auslandsberührungen relevant sind, die Frage nach den 
Verweisungsnormen aufzuwerfen und zu beantworten. 
Stellt sich diese Frage schon bei einer rein „normativen" Betrach-
tungsweise, so wird sie um so dringender, wenn die Schwierigkeiten in 
Betracht gezogen werden, die sich der Realisierung des Versorgungs-
ausgleichs in Fällen mit Auslandsberührung entgegenstellen können. 
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Mehr oder minder gilt dies für alle beteiligten sachlichen „Partikel". 
In ganz besonderem Maße aber häufen sich die Schwierigkeiten hin-
sichtlich der Vorsorgegüter. Da ist zunächst das Problem der Informa-
tion über ausländische Vorsorgerechte. Eine internationale Pflicht der 
Stellen, die Vorsorgegüter administrieren, ausländische Richter, Verwal-
tungsbehörden oder Prozeßparteien über die Existenz und den Inhalt 
von Anwartschaften zu unterrichten, besteht nicht; vielmehr mag sogar 
zweifelhaft sein, ob auch nur das Recht zu solchen Informationen be-
steht, ob nicht etwa aus Gründen des individuellen oder des nationalen 
Interesses Auskünfte ins Ausland eingeschränkt oder unzulässig sind. 
Zuweilen mögen auch technische Unzulänglichkeiten die Information 
behindern. Probleme der Realisierung des Versorgungsausgleichs mit 
Auslandsberührung bestehen sodann hinsichtlich des Zugriffs. Vorsorge-
rechte sind weitgehend öffentlichrechtlicher Natur : gesetzlich zwingend 
geregelt und in der Verantwortung öffentlicher Verwaltung. Schon nach 
nationalem Recht kann in sie zumeist nu r kraft besonderer rechtlicher 
Zulassung und Befugnis eingegriffen werden. Und diese Befugnis wie-
derum ist in der Regel Behörden vorbehalten, deren Autorität sich aus 
der gleichen Rechtsordnung ergibt — einfacher gesagt: inländischen 
Behörden. Sollten ausländische Behörden an ihre Stelle t reten können, 
so bedürfte das der übereinstimmenden Legitimation durch die beteilig-
ten Rechtsordnungen — und so grundsätzlich auch einer entsprechenden 
Koordination dieser Rechtsordnungen durch Völkervertragsrecht. Es 
bedarf keiner Darlegung, wie es gegenwärtig um das Vorkommen 
solcher Befugnisse bestellt ist, und welche Entwicklungen hinsichtlich 
der Ausbildung und Ausbreitung solcher Befugnisse zu erwar ten sind. 
Ohne ein solches positives Ins t rumentar ium aber können ausländische 
Behörden auf Dispositionen über Vorsorgegüter zumeist nu r mittelbar 
einwirken: über die Berechtigten oder — und auch das ist ohne beson-
dere Regelung kaum denkbar — durch Vermit t lung der inländischen 
Behörden. Zumeist aber scheidet jede mit telbare oder unmit telbare 
Einwirkung aus. Die notwendige Disposition kann nicht durchgeführt 
werden. Sie kann allenfalls substituiert werden (so wie im inländischen 
Recht das Splitting durch den schuldrechtlichen Versorgungsausgleich 
substituiert wird). Die hier zu registrierenden Probleme der Realisie-
rung des Versorgungsausgleichs liegen schließlich auf einer dr i t ten 
Ebene, nämlich der Ebene der Evaluation der ausländischen Vorsorge-
güter. Daß der Einbezug von Vorsorgegütern in eine sinnvolle re t ro-
spektive und prospektive Ordnung Evaluation voraussetzt, braucht nicht 
mehr dargetan zu werden. Evaluation aber bedeutet Kenntnis der realen 
Bedeutung eines Vorsorgegutes und der Bestimmungsfaktoren ihrer 
künftigen Entwicklung. Beides, vor allem die Prognose der Entwick-
lung, ist gegenüber ausländischen Vorsorgegütern in besonderer Weise 
erschwert, oft unmöglich. 
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Inwieweit für andere involvierte Teilrechtsordnungen ähnliche oder 
andere Schwierigkeiten der Realisation über die Grenzen hinweg be-
stehen, kann und braucht hier nicht weiter erörtert zu werden. Die 
Dimensionen der Problematik sind absehbar. Woraus auch immer im 
Einzelfall die Schwierigkeiten erwachsen — aus der Komplexität des 
Gefüges beteiligter sachlicher Teilrechtsordnungen und nationaler 
Rechte, aus den Problemen der Realisation oder aus beidem —, so ist 
jedenfalls abzusehen, daß die Möglichkeit, daß der Versorgungsausgleich 
im Falle der Auslandsberührung eine real sinnvolle Ordnung nicht 
ergibt, nicht nu r als eine zu vernachlässigende Ausnahme in Betracht 
gezogen werden muß. Bliebe das Recht des Versorgungsausgleichs dieser 
Gefahr gegenüber blind, so würde es seinen spezifischen Ordnungsauf-
trag ebenso verraten wie den Ordnungsauftrag des Rechts überhaupt. 
Und in dem Maße, in dem sich dieser Ordnungs auf t rag in der Verfas-
sungsordnung niedergeschlagen hat, müßte die Blindheit eines grenz-
überschreitenden Versorgungsausgleichs gegenüber der Gefahr der 
Unordnung oder der Ineffizienz auch mit dem Verdikt der Verfassungs-
widrigkeit rechnen. 
Solche Überlegungen verkennen nicht, daß die Verfugung verschie-
dener — sachlicher und /oder nationaler — Rechtsordnungen den Be-
teiligten, den Behörden und den Gerichten auch sonst Anstrengungen 
auferlegt. Sie verkennen ebenfalls nicht, daß der Unterschied zwischen 
Norm und Normverwirklichung auch sonst besteht. Es geht hier darum, 
daß die Schwierigkeiten aus Gründen, die in der Natur der Sache liegen, 
hier mit gesteigerter Wahrscheinlichkeit einen Grad erlangen, der eine 
besondere Bewertung erfordert — der der Abweichung der Norm-
verwirklichung vom Normziel eine besondere Qualität gibt. Darum muß 
mit Nachdruck die Forderung erhoben werden, zu prüfen, inwieweit 
dort, wo dies notwendig ist, das mit der Ehescheidung verbundene 
Geschäft, retrospektive und prospektive Gerechtigkeit herzustellen, so 
angepaßt und vereinfacht werden kann, daß eine leistungsfähige Ge-
samtordnung der Scheidungsfolgen erreicht wird. 
In der — inländischen und noch mehr in der ausländischen — Praxis 
wird dieses Ziel heute vielfach durch den Verzicht auf den Versor-
gungsausgleich mit Auslandsbezug erreicht. Diese apokryphe Praxis ist 
nicht unbedenklich. Die Rechtsordnung jedoch sollte das Symptom auf-
greifen, aus der Erfahrung lernen und positive Gestaltungen suchen, die 
verantwortet werden können. 
5. Die völkerrechtliche Verbesserung des Instrumentariums 
Neben der Notwendigkeit, das Kollisionsrecht zu verbessern, ist aber 
auch die Notwendigkeit zu sehen, das Ins t rumentar ium der Information 
über ausländische Vorsorgegüter und des Zugriffs auf ausländische 
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Vorsorgegüter zu verbessern. Ausgangspunkt dieses Erfordernisses ist 
wieder der typische institutionelle Charakter von Vorsorgerechten: ihr 
weitgehend öffentlich-rechtlicher Charakter, ihre gesetzliche Regelung 
und Bindung und ihre behördliche (oder ähnlich ermächtigte und ge-
bundene) Administration. Informationen über diese Rechte und der 
Zugriff auf sie stoßen daher auf besondere Schranken der Gesetzes-
bindung und der öffentlichen Verwaltung. Diese können im Inland nur 
durch entsprechende gesetzliche Regelung — einschließlich der Zuwei-
sung entsprechender Dispositionsbefugnisse — überwunden werden. 
Grenzüberschreitend bedeutet das die Notwendigkeit entsprechender 
Verträge, die dann nach Maßgabe der jeweiligen Verfassungsordnung 
innerstaatlichem Gesetzesrecht gleichstehen. 
Diese Forderung ist zu unterscheiden von dem allgemeineren Ziel des 
internationalen Sozialrechts, Vorsorgerechte „konvertibel" zu machen 
— etwa Rentenanwartschaften, die in verschiedenen Ländern „erdient" 
wurden, zu einer einheitlichen Anwartschaft zu verbinden. Das Phäno-
men ist mit dem oben skizzierten Problem internationaler Koordination 
nicht unverwandt . Auch die Koordination der nationalen Sozialrechts-
ordnungen im Sinne der „Konvertibilität" von Vorsorgegütern bedarf 
der positiven internationalen Regelung durch Verträge (oder des supra-
nationalen Rechts). Auch ist dort, wo die in den Versorgungsausgleich 
involvierten Vorsorgerechte Bezüge zu mehreren nationalen Sozial-
rechtsordnungen aufweisen, das Ziel ihrer „Verfugung" mittelbar auch 
ein Ziel des Versorgungsausgleichsrechts. Doch sind auch die Unter-
schiede deutlich. Internationale „Konvertibilität" von Vorsorgegütern 
ist nicht weniger dort von Interesse, wo die Anwartschaften Unverhei-
rate ten oder ungeschieden Verheirateten zustehen. Die Forderung, die 
hier darüber hinaus erhoben wird, ist dagegen spezifisch versorgungs-
ausgleichsrechtlicher Natur . Sie richtet sich darauf, Informationen und 
Befugnisse in bezug auf Vorsorgegüter international so zu regeln, daß 
jene Hindernisse der Realisierung des Versorgungsausgleichs, von denen 
eben die Rede war, vermindert werden. 
Für das internationale Vertragsrecht stellen sich damit auch konzep-
tionelle Fragen. Sind Instrumente, wie sie hier gefordert werden, als 
Fortentwicklung des internationalen Sozialrechts zu denken und somit 
technisch etwa in Sozialversicherungsabkommen aufzunehmen? Oder 
sind sie als Bestandteile des Vorsorgeausgleichsrechts zu denken und 
hätten sie ihren Platz in — bisher nirgends ersichtlichen — Vereinba-
rungen über die internationale Durchführung von Versorgungsaus-
gleich? Wären nicht intensivere Möglichkeiten internationalen Informa-
tionsaustausches, internationaler Anerkennung von Entscheidungen und 
internationalen Vollzugs von Entscheidungen für den gesamten P r o -
blemkreis des Versorgungsausgleichs wesentlich? Diese Fragen sollen 
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hier nur gestellt werden, um zu zeigen, wie weit gespannt die Zusam-
menhänge sind. Anders gewendet: die Fragen sollen hier aufgeworfen 
werden, um noch einmal die Weite des Horizonts anzudeuten, der sich 
auftut, wenn nach dem „internationalen Versorgungsausgleichsrecht" 
gefragt wird. 
